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Zehnte Notstandssondertagung 
Demokratische Volksrepublik Korea, Dschibuti, Guyana, Irak, Jemen, Jordanien, 
Katar, Kolumbien, Kuwait, Libyen, Malaysia, Marokko, Mauretanien, Namibia, 
Nicaragua, Oman, Pakistan, Saudi-Arabien, Senegal, Südafrika, Sudan, Türkiye, 
Uganda und der Staat Palästina:

* Resolutionsentwurf 
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 unter Hinweis auf ihre Resolution 77/247 vom 30. Dezember 2022, in der sie im Ein-
klang mit Artikel 96 der Charta der Vereinten Nationen beschloss, den Internationalen Ge-
richtshof gemäß Artikel 65 des Statuts des Gerichtshofs um ein Gutachten zu den folgenden 
Fragen zu ersuchen:  

 a) Welche Rechtsfolgen hat Israels anhaltende Verletzung des Rechts des palästi-
nensischen Volkes auf Selbstbestimmung, seine andauernde Besetzung, Besiedlung und An-
nexion des seit 1967 besetzten palästinensischen Gebiets, darunter Maßnahmen, die darauf 
abzielen, die demografische Zusammensetzung, den Charakter und den Status der Heiligen 
Stadt Jerusalem zu ändern, und seine Verabschiedung damit zusammenhängender diskrimi-
nierender Gesetze und Maßnahmen? 

 b) Wie wirken sich die genannte Politik und das genannte Vorgehen Israels auf den 
Rechtsstatus der Besetzung aus und welche Rechtsfolgen zieht dieser Status für alle Staaten 
und die Vereinten Nationen nach sich? 

 nach Erhalt des Gutachtens des Internationalen Gerichtshofs vom 19. Juli 20242, in 
dem der Gerichtshof unter anderem bestimmte, dass:  

 a) die anhaltende Präsenz Israels in dem besetzten palästinensischen Gebiet rechts-
widrig ist;  

 b) Israels verpflichtet ist, seine rechtswidrige Präsenz in dem besetzten palästinen-
sischen Gebiet so rasch wie möglich zu beenden;  

 c) Israel verpflichtet ist, alle neue Siedlungstätigkeiten unverzüglich einzustellen 
und alle Siedlerinnen und Siedler aus dem besetzten palästinensischen Gebiet zu evakuieren;  

 d) Israel verpflichtet ist, für die Schäden, die allen betroffenen natürlichen oder 
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Palästinensern verübte Gewalt unter Verstoß gegen das Völkerrecht erfolgten und aufrecht-
erhalten werden, 

 b) Israels Politik und Vorgehen, darunter die Unterhaltung und Ausweitung von 
Siedlungen, der Bau damit verbundener Infrastruktur, einschließlich der Mauer, die Aus-
beutung natürlicher Ressourcen, die Ausrufung Jerusalems zur Hauptstadt Israels, die um-
fassende Anwendung israelischen innerstaatlichen Rechts in Ost-Jerusalem und seine um-
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 f) das palästinensische Volk gemäß der Charta der Vereinten Nationen ein Recht 
auf Selbstbestimmung hat, das im Falle der fremden Besetzung eine zwingende Norm des 
Völkerrechts darstellt, und dass Israel als Besatzungsmacht verpflichtet ist, das palästinen-
sische Volk im gesamten besetzten palästinensischen Gebiet nicht an der Ausübung seines 
Selbstbestimmungsrechts zu hindern, einschließlich seines Rechts auf einen unabhängigen 
und souveränen Staat, 

 g) Israels Politik und Vorgehen, die seit Jahrzehnten andauern, einschließlich sei-
ner Siedlungen und der damit verbundenen Verordnungen, seiner Annexion, seiner Gesetze 
und Maßnahmen, die die palästinensische Bevölkerung in dem besetzten palästinensischen 
Gebiet diskriminieren, der Vertreibung von Palästinenserinnen und Palästinensern und der 
strengen Einschränkungen ihrer Bewegungsfreiheit, gegen die Unversehrtheit des besetzten 
palästinensischen Gebiets verstoßen, die Integrität des palästinensischen Volkes und die 
Schutzmaßnahmen zur Vorbeugung seiner Vertreibung untergraben und dem palästinensi-



 A/ES-10/L.31/Rev.1 
 

5/9 24-16675 
 

das Völkerrecht und die internationale Justiz und für eine auf Rechtsstaatlichkeit beruhende 
internationale Ordnung unabdingbar ist,  

 daran erinnernd, dass die Vereinten Nationen eine dauernde Verantwortung für die 
Palästina-Frage tragen, bis diese unter allen Aspekten im Einklang mit dem Völkerrecht und 
den einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen gelöst ist, 
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durch Israels illegale Präsenz in dem besetzten palästinensischen Gebiet geschaffenen Lage 
unterstützen würden; 

 b) Maßnahmen zu ergreifen, die die Einführung von Produkten aus den israeli-
schen Siedlungen und die Bereitstellung oder den Transfer von Rüstungsgütern, Munition 
sowie der entsprechenden Ausrüstung an die Besatzungsmacht Israel einstellen, in allen Fäl-
len, in denen hinreichende Gründe für die Annahme bestehen, dass sie im besetzten palästi-
nensischen Gebiet eingesetzt werden könnten; 

 c) Sanktionen, darunter Reiseverbote und das Einfrieren von Vermögenswerten, 
gegen natürliche und juristische Personen zu verhängen, die an der Aufrechterhaltung Israels 
rechtswidriger Präsenz in dem besetzten palästinensischen Gebiet beteiligt sind, so auch im 
Hinblick auf die Gewalt seitens der Siedlerinnen und Siedler; f o r d e r t  d i e  i n t e r n a t i o n a l e n  O r g a n i s a t i o n e n ,  e i n s c h l i e ß l i c h  d e r  V e r e i n t e n  N a t i o -

nen, und die regionalen Organisationen 
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nale Untersuchungen und Strafverfolgungen zur Rechenschaft zu ziehen und dafür zu sor-
gen, dass allen Opfern zu Gerechtigkeit verholfen wird und künftige Verbrechen verhütet 
werden; 

 12. fordert die Einberufung einer Konferenz der Hohen Vertragsparteien des Vier-
ten Genfer Abkommens zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten über Maßnahmen 
zur Durchsetzung des Abkommens in dem besetzten palästinensischen Gebiet, einschließ-
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